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Abkiirzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

BSV Bundesamt flr Sozialversicherungen

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

EzZV Eidgendssische Zollverwaltung

NEAT Neue Eisenbahn-Alpentransversale

RVOV Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung
BRK Behindertenrechtskonvention

ONU Organisation des Nations unies

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
OFAS Office fédéral des assurances sociales

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
AFD Administration féedérale des douanes

NLFA Nouvelle ligne ferroviaire a traverser les Alpes

OLOGA Ordonnance sur |'organisation du gouvernement et de I'administration
CDPH Convention relative aux droits des personnes handicapées
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POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
NADJA ACKERMANN

POSTULAT
DATUM: 12.06.2019
LUKAS LUTOLF

POSTULAT
DATUM: 25.04.2013
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Innere Sicherheit

Der Bundesrat sollte mit Blick auf die bevorstehende Weltausstellung Expo 2015 in
Mailand ein Sicherheitskonzept entwerfen, das eine effiziente Koordination zwischen
den Bundesbehdrden, den kantonalen Sicherheitsorganen und den italienischen
Polizeiorganen sicherstellt. Das Postulat Romano (cvp, Tl) sah im Konzept zugleich einen
Nutzen Uber die Expo hinaus, da aktuell ein Anstieg der grenziberschreitenden
Kriminalitat verzeichnet werde. Der Nationalrat teilte diese Ansicht und tberwies den
Vorstoss diskussionslos an den Bundesrat. '

Polizei

In der Sommersession 2019 hiess der Nationalrat ein Postulat Romano (cvp, TI) gut,
welches vom Bundesrat einen Bericht zu den Entwicklungen im internationalen
Eisenbahnverkehr und deren Auswirkungen auf die Grenzkontrollen des
Grenzwachtkorps forderte. Angesichts der Verédnderungen im internationalen
Bahnverkehr - namentlich auch infolge des NEAT-Tunnels und der damit verschobenen
Haltestellen international verkehrender Personenzige - wollte der Postulant vom
Bundesrat dargelegt haben, inwiefern dies einen Einfluss auf die Kontrolltatigkeit der
EZV habe und ob allféllige handlungsstrategische und logistische Anpassungen noétig
seien, um weiterhin die korrekte Umsetzung des Zollgesetzes und der
Migrationsbewegungen zu gewahrleisten.

Der Bundesrat hatte die Ablehnung des Postulates empfohlen. Wie er in seiner
Stellungnahme ausfiihrte, seien die konkreten Anpassungen in laufender Abklarung oder
bereits umgesetzt. So wirden beispielsweise die Grenzkontrollen in den Eurocity-
Zigen, welche statt in Chiasso nun erst in Lugano hielten, bereits wahrend der Fahrt
durchgefuhrt. Fur die Analyse seien bereits alle zustédndigen Instanzen von Bund,
Kantonen und betroffenen Gemeinden miteinbezogen worden, weshalb ein zusatzlicher
Bericht aus Sicht des Bundesrates nicht nétig sei.

Romano widersprach dieser Einschatzung im Plenum und verlangte aufgrund der
Wichtigkeit dieser Praxisanderungen und der noch offenen Fragen erst recht einen
offiziellen Bericht. Eine knappe Mehrheit des Nationalrates folgte ihm und Uberwies das
Postulat mit 97 zu 91 Stimmen bei einer Enthaltung. Fir das Postulat stimmten
geschlossen die SVP- und Mitte- sowie eine Minderheit der FDP-Fraktion. 2

Institutionen und Volksrechte
Bundesverwaltung - Personal

Die Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung ist ein alljahrlich wiederkehrendes
Thema. Die 2012 vom Nationalrat angenommene Motion Maire (sp, NE), welche die
Unterstellung des Delegierten flur Mehrsprachigkeit unter das Eidgendssische
Finanzdepartement statt des Personalamts verlangt, wurde im Berichtsjahr auch vom
Standerat Uberwiesen. Neu wurde der Delegierte vom Bundesrat gewahlt. Als
Nachfolger des 2012 zurlckgetretenen Vasco Dumartheray wurde die Luganeser
Stadtratin  Nicoletta Mariolini gewéhlt. Sie soll laut Sprachenverordnung die
Dreisprachigkeit in der Bundesverwaltung foérdern und bei Personalrekrutierungen
unterstitzend wirken. Die bereits 2012 eingereichten Postulate Romano (cvp, TI) und
Cassis (fdp, TI), die einen vertieften Bericht zur Mehrsprachigkeit in der
Bundesverwaltung verlangen, wurden 2013 im Plenum noch nicht behandelt. Ausléser
war damals der Bericht des Eidgendssischen Personalamts, der zwar eine Zunahme von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aufzeigte, deren Muttersprache nicht deutsch ist,
aber auch darauf hinwies, dass die Sollwerte flr franzésisch-, italienisch- und
ratoromanisch-sprachige Mitarbeitende noch nicht erfullt sind. Das Magazin ,I"'Hebdo™
veroffentlichte Ende April eine Untersuchung, mit der die Dominanz der
Deutschschweizer Sprache anhand des Staatskalenders und der dort vermerkten
Korrespondenzsprache aufgezeigt wurde. Von den 199 einflussreichsten Beamten sind
laut der Untersuchung lediglich 16% nicht deutscher Muttersprache. ®
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DATUM: 16.09.2014
MARC BUHLMANN

POSTULAT
DATUM: 14.09.2016
MARC BUHLMANN

POSTULAT
DATUM: 29.11.2018
AUDREY BOVEY

Der Nationalrat Uberwies ein Postulat Romano (cvp, Tl) und ein Postulat Cassis (fdp, Tl),
die beide eine Untersuchung der Sprachkompetenzen in den Flihrungsgremien der
Bundesverwaltung forderten. Die Mehrsprachigkeit der Schweiz musse auch in der
Bundesverwaltung gewdirdigt werden. Das vom Bundesrat anvisierte Ziel, dass
Kaderpersonen des Bundes Uber aktive Kenntnisse in zwei Amtssprachen und passive
Kenntnisse in einer dritten Amtssprache hatten, sei zwar begrissenswert, es brauche
aber damit erst recht eine Untersuchung der gegenwartigen Sprachkenntnisse und eine
Bedarfsanalyse. Der Bundesrat argumentierte vergeblich, dass die Foérderung der
Mehrsprachigkeit ein Gegenstand des vierjéhrlich erscheinenden Evaluationsberichtes
des Eidgendssischen Personalamtes sei, der zwar nicht in der verlangten Detailliertheit
berichte, mit dem sich aber Entwicklungen aufzeigen liessen. Die grosse Kammer nahm
die Postulate mit 115 zu 69 (Romano) bzw. mit 123 zu 60 Stimmen (Cassis) an. Beide Male
kam Opposition aus der SVP und der GLP. Bundesratin Widmer-Schlumpf wies darauf
hin, dass man im Zusammenhang mit der Sprachenverordnung beide Postulate bereits
bearbeite. *

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Er sei erstaunt, dass man ein solches Postulat bekdmpfen kénne, so Marco Romano
(cvp, TI) anlésslich der Diskussion zu seiner Idee einer Roadmap fiir die elektronische
Stimmabgabe. In der Tat war das vom Bundesrat zur Annahme empfohlene Postulat von
Thomas Aeschi (svp, ZG) bekdmpft worden, was eine Debatte im Rat nétig machte. Die
Idee des Tessiner CVP-Vertreters war es, neuen Schwung in die gebremste Entwicklung
bei der elektronischen Stimmabgabe zu bringen. Von einer vom Bundesrat zu
erstellenden Roadmap, mit der die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen und
die Rolle der 6ffentlichen Hand definiert werden soll, versprach sich Romano eine
proaktive und koordinierende Unterstitzung durch den Bund und so einen neuen
Input. Daruber hinaus soll das Problem der Quellcodes angegangen werden. Thomas
Aeschi verteidigte die Bekampfung des Postulats mit drei Argumenten. Erstens handle
es sich um einen Eingriff in den Féderalismus, mit dem Aufgaben der Kantone an den
Bund delegiert wirden. Es sei hinzunehmen, dass sich die Kantone in dieser Sache
unterschiedlich stark engagieren. Zweitens sei auch der im Postulat angedeutete Zwang
zur Offenlegung des Quellcodes zu hinterfragen. Auch hier sei offen zu lassen, welches
System von den Kantonen préaferiert werde. Drittens schliesslich wehre sich die SVP
gegen mehr Regulierung. Auch dieses Postulat resultiere lediglich in einem weiteren
Bericht, der nichts bringe, aber einiges koste. Bundeskanzler Thurnherr verteidigte die
Unterstltzung des Bundesrates. Mit der Roadmap sollen die Anliegen der Kantone und
des Bundes gemeinsam in einem Planungsinstrument zusammengefasst werden. Es
gehe also nicht um eine Order von oben nach unten, sondern um eine Koordination der
unterschiedlichen kantonalen Ziele und Zeitplane. Bei der Offenlegung der Quellcodes
gebe es zudem keine unterschiedlichen Systeme, sondern dabei handle es sich um die
unbestrittene Selbstverpflichtung der Betreiber der verschiedenen Angebote. Die
Mehrheit der grossen Kammer - bestehend aus 121 Stimmen - sprach sich fir einen
Bericht aus, der auch eine Standortbestimmung bringen soll. Die 68 Gegenstimmen
stammten vorwiegend aus der SVP-Fraktion, wobei Franz Gruter (svp, LU) sowie die
Lega-Vertreterin Roberta Pantani (lega, TI) abwichen und das Postulat unterstitzten;
Roger Golay enthielt sich der Stimme. °

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le 29 novembre 2018, le Conseil des Etats s'est penché sur le postulat de la CPE-CE
intitulé «consultation et participation du Parlement dans le domaine du droit souple
(soft law)». Par son intervention, la commission en question demande au Conseil
fédéral de rédiger un rapport sur l'influence croissante des regles de droit dites non
contraignantes dans le domaine des relations internationales et d'évaluer les
conséquences de cette évolution sur l'exercice des prérogatives démocratiques
incombant aux instances parlementaires. Une éventuelle adaptation de I'article 152 de
la loi sur le Parlement est également a envisager.

Remise au goGt du jour par la polémique entourant la ratification du pacte mondial sur
les migrations (a ce propos, consulter les articles relatifs aux objets 18.3838 et 18.4106),
la problématique ne date néanmoins pas d'hier. En septembre 2016, le Conseil national
s'était déja prononcé en faveur de l'initiative Romano (14.474), dans le but de
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DATUM: 14.10.2016
SOPHIE GUIGNARD

POSTULAT
DATUM: 06.03.2020
MARLENE GERBER

POSTULAT
DATUM: 06.03.2020
MARLENE GERBER

sauvegarder les compétences de I'Assemblée fédérale en matiere de politique
étrangere et de législation. L'initiative demandait alors une modification de la loi sur le
Parlement, afin que ce dernier soit également consulté en vue de l|'adoption
d'instruments appartenant a la catégorie du droit souple. En effet, si la ratification de
traités internationaux classiques releve de la compétence du Parlement, ce n'est pas le
cas des instruments juridiguement non contraignants, pour lesquels seul I'aval du
Conseil fédéral est généralement suffisant. En mars 2017, le Conseil des Etats n'avait
finalement pas donné suite a I'initiative Romano, se basant sur les garanties avancées
par l'exécutif fédéral et selon lesquelles une modification de I'ordonnance sur
|'organisation du gouvernement et de I'administration (OLOGA) aurait suffi & octroyer
davantage d'influence aux chambres fédérales dans le domaine du soft law.

En ce qui concerne l'intervention de la CPE-CE, le Conseil des Etats a suivi I'avis du
Conseil fédéral et accepté le postulat en date du 29 novembre 2018. ¢

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Le postulat Romano (pdc, Tl) «xAdmission provisoire. Une nouvelle réglementation pour
davantage de transparence et d'équité» avait été accepté par le Conseil national en
décembre 2013. Le Conseil fédéral a publié en octobre 2016 un rapport qui y répond,
en méme temps qu'aux postulats Hodgers (verts, GE) (11.3954) et de la CIP-CN (14.3008).

Frauen und Gleichstellungspolitik

In Reaktion auf eine vom BSV in Auftrag gegebene Studie des Buro BASS, die gezeigt
habe, dass etwas mehr als jedes zehnte Arbeitsverhaltnis wegen der Geburt eines
Kindes aufgeldst werde - in gegenseitigem Einverstédndnis oder durch Kindigung durch
den Arbeitgebenden -, verlangte Marco Romano (cvp, Tl) vom Bundesrat die Erstellung
eines Berichts zu Entlassungen von Miittern nach Ablauf der 16-wd6chigen Schutzfrist.
Der Bundesrat folgerte seinerseits nach Kenntnis der BASS-Studie, dass es nur in einer
Minderheit der Félle zu Problemen komme und die bestehenden Regelungen
ausreichend Schutz gegen missbrauchliche Kindigungen bieten wirden. Er beantragte
deswegen die Ablehnung des Postulats. ’

Ebenso wie ein Postulat Romano (cvp, TI; Po. 19.4525) forderte auch ein Postulat
Porchet (gp, VD) eine Verbesserung der Informationsgrundlage iiber den Ausstieg aus
dem Erwerbsleben nach der Niederkunft. So berief sich auch Léonore Porchet auf die
Studie des Buro BASS, die sich schwerpunktmassig mit Erwerbsunterbrichen vor der
Geburt befasst hatte, aber auch gewisse Rlckschlisse auf die Situation nach der
Geburt zuliess. Es sei jedoch etwa unklar geblieben, inwiefern die Mutter nicht an ihren
Arbeitsplatz zurlckgekehrt waren, weil eine Pensumsreduktion von den Arbeitgebenden
ausgeschlagen worden war, so die Postulantin. Es brauche vertiefte Studien zu den
Grinden, weswegen Frauen den Arbeitsmarkt nach Geburt eines Kindes verliessen,
denn nur so werde es gelingen, qualifizierte Arbeitskrafte auch im Arbeitsmarkt zu
halten. Der Bundesrat betonte, dass auch ihm der Erhalt von Fachkréften im
Arbeitsmarkt ein Anliegen sei, erachtete die Grinde flr einen Erwerbsunterbruch nach
der Geburt mit der erwéhnten Studie jedoch bereits als ausreichend belegt, weswegen
er das Postulat zur Ablehnung empfahl. ®
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POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Menschen mit Behinderungen

Die im Juni 2019 eingereichten gleichlautenden Postulate Lohr (cvp, TG) (19.3670),
Romano (cvp, TI) (19.3672), Reynard (sp, VS) (19.3684) und Rytz (gp, BE) (19.3668)
forderten vom Bundesrat einen Bericht Uber die Méglichkeiten der rechtlichen
Anerkennung der Schweizer Gebardensprachen und eine Uberprifung, ob eine
Anerkennung der Gebardensprachen - insgesamt gibt es drei solche Sprachen in der
Schweiz - als «Teillandesspracheln] oder Kultur- bzw. Sprachminderheitlen]» moglich
sei, damit die Gehodrlosenkultur gezielter geschitzt werden kdénnte. Zusatzlich sollen
konkrete Massnahmen im Sinne des Aktionsplans der BRK der UNO erstellt werden, «um
die vollstdndige inklusive und barrierefreie Teilhabe von Gehorlosen und
Hoérbehinderten zu erreichen». Im Bericht sollte der Bundesrat folgenden Punkten
nachgehen: Wo die Schweiz im internationalen Vergleich stehe, wo «Schwéchen und
Verbesserungsmoglichkeiten im Bericht Behindertenpolitik» vorhanden seien und wie
Bund und Kantone garantieren kdnnen, «dass Gebardensprache fur gehorlose Kinder
und deren Angehorige in der Frihforderung» angeboten werde. Ferner forderte das
Quartett den Bundesrat auf, abzuklaren, ob Gehoérlose am Arbeitsmarkt
gleichberechtigt teilnehmen kénnen und ob die Gesundheitsversorgung fur Gehorlose
barrierefrei zugéanglich sei. Rytz, Lohr, Romano und Reynard begriindeten Ihre Postulate
damit, dass im Land insgesamt 10'000 Gehérlose und eine Mio. Hérbehinderte leben.
Die letzten Entwicklungen in puncto Integration von Gehorlosen seien zwar positiv
(politische Teilhabe, 6ffentliches Fernsehen), doch seien noch immer dreimal mehr
Gehorlose von Arbeitslosigkeit betroffen und «aufgrund Kommunikationsbarrieren
unverhaltnismassig benachteiligt».

Im August empfahl der Bundesrat die Postulate zur Annahme, der Nationalrat folgte
dieser Empfehlung im September diskussionslos. ’
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